
Biografie
Er ist Deutscher und wurde 1943 in 
Friedrichshof, Kreis Stargard/Mecklenburg 
(damals Deutsches Reich und 2. Weltkrieg) 
geboren. Er promovierte an der Technischen 
Universität Berlin in Volkswirtschaftslehre mit 
dem Schwerpunkt Bildungsökonomie, war 
als Forscher an der Stanford Universität in 
den USA und als Gastprofessor an der 
Universität von British Columbia in Kanada 
tätig. Außerdem war er Dekan der Fakultät 
für Erziehungswissenschaft, Prorektor für 
Studium und Lehre sowie Rektor der 
Universität Bielefeld. Er ist emeritierter 
Professor der Universität Bielefeld.

Interviewer
Prof. Dr. Francisco José da Silva. Er führte 
seine postdoktorale Forschung an der 
Universität Bielefeld durch. Francisco ist nach 
einem Doktorandenpraktikum an der 
Columbia Universität, USA, an der UFRGS 
promoviert worden. Er war Schulleiter 
einer öffentlichen Schule, Professor an der 
Fakultät für Erziehungswissenschaften der 
Bundesuniversität Brasília (UnB), 
Unterstaatssekretär für Integrative Bildung, 
Unterstaatssekretär für Planung im  
Bildungssekretariat des Bundesdistrikts 
Brasilien (SEEDF), Direktor der 
Weiterbildungs schule für Bildungsfachkräfte 
(EAPE) und als Vorsitzender des 
Sozialkontrollrats von Fundeb/DF (CACS-
Fundeb/DF) tätig. Derzeit ist er Herausgeber 
der Revista Com Censo.

1.   Revista Com Censo (RCC): Könnten Sie kurz 
Ihren persönlichen und beruflichen Werdegang                
beschreiben?

Dieter Timmermann: Ich war nach dem Diplom als 
Volkswirt (Universität Bonn 1968), der Promotion an der 
TU Berlin (1973), einem 13 monatigen 
Forschungsaufenthalt an der Stanford University (1977 
-1978), einer Gastprofessur an der University of British 
Columbia in Vancouver (1996) und der Habilitation an 
der Universität Bielefeld von 1982 bis 2011 Professor für 
Bildungsökonomie, Bildungsplanung und 
Bildungspolitik an der Universität Bielefeld (Fakultät 
für Erziehungswissenschaft). Von 1990 bis 2002 
initiierte und leitete ich das universitäre Programm 
„Studierende und Wirtschaft“ für Studierende der 
Geistes- und Sozialwissenschaften und koordinierte 
das „Netzwerk Studium und Beruf“ an der Universität 
Bielefeld. Ferner war ich Mitinitiator und Mitorga-
nisator des Weiterbildenden Studium „Personalen-
twicklung und Betriebliche Bildung“ (PEBB) und des                                       
„Wissenschaft-Praxis-Dialog Berufliche Bildung“ in den 
Jahren 1985 bis 2001.

In den Jahren 1988/89 bzw. 1990/91 war ich 
Prodekan bzw. Dekan der Fakultät für Pädagogik, 
und von 1996 bis 2001 war ich Prorektor für Studium 
und Lehre, von 2001 bis 2009 Rektor der Universität                
Bielefeld. Meine Arbeitsgebiete und 
Forschungsschwerpunkte ergeben sich aus der 
ökonomischen Betrachtung des Bildungssystems und 
liegen in folgenden Bereichen: Ökonomie von 
Vorschule, Schule, Hochschule und Weiterbildung; Schu-
lentwicklungsplanung, Bildungsqualität, Bildung und 
Beschäftigung, Steuerungsprobleme des 
Bildungswesens und im Bildungssystem,                                      
Bildungsplanung und Bildungspolitik,                                                                                                         
Bildungschancen und soziale Ungleichheit,                                         
Bildungs- und Qualitätsmanagement im                                                                                                     
Bildungswesen, Berufliche Bildung, Lebenslanges Ler-
nen, Bildungsfinanzierung, Effizienz im 
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Dieter Timmermann

Hintergrundinformation: Die geführten Interviews 
erfüllen den zentralen Zweck des ersten 
internationalen Dossiers der Revista Com Censo (RCC): 
die Einbindung von Forschenden aus den Bereichen 
Bildung (Prof. Erasto Fortes Mendonça) und 
anderen Disziplinen wie der Wirtschaftswissenschaft 
(Prof. Dieter Timmermann), um die dringende 
Bewegung zur Stärkung des Rechts auf Bildung in 
allen Ländern zu unterstützen. Darüber hinaus wurde 
im Interviewformat eine Neuerung eingeführt: Jede/r 
Teilnehmende las und kommentierte die Antworten 
des anderen (siehe Frage 6).

Bildung als Recht: Eine 
deutsche Perspektive
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eines Landes. Zum zweiten hatte ich in vielen der 
Evaluations- und Akkreditierungsverfahren die Ehre 
und das Vergnügen, die Teams zu leiten. Zum dritten 
war ich von 1984 bis 2001 Mitherausgeber von vier 
Zeitschriften, die wesentlich bildungsökonomische 
Inhalte publiziert haben.

2.	 RCC: Welche Bedeutung hat ein Dossier zum    
Thema Bildung als Recht, das neben dem            
Fachgebiet Bildung auch internationale

        Perspektiven von Autorinnen und Autoren 
aus verschiedenen Wissensbereichen um-
fasst,          insbesondere angesichts der Tatsa-
che, dass die Revista Com Censo eine mit dem                             
Bildungssekretariat des Bundesdistrikts Brasilien 
verbundene Zeitschrift ist?

Dieter Timmermann: Ich gehe davon aus, dass eine 
wissenschaftliche Zeitschrift der Wissenschaft dient und 
in erster Linie neue Erkenntnisse bereitstellen will, was 
die Überprüfung bereits früher erzeugter Kenntnisse in 
Form von Bestätigung oder Widerlegung einschließt. 
Sie dient nicht der Politik, auch wenn die Autoren und 
Autorinnen vielleicht ihre Forschungsergebnisse mit der 
Erwartung publizieren, dass ihre Erkenntnisse, sofern 
sie in politisch umsetzbare Empfehlungen münden, 
von der Politik umgesetzt werden. Meine Erfahrungen 
sagen mir, dass die in der Verantwortung stehenden                       
Politiker*innen am ehesten die wissenschaftlich 
begründeten Empfehlungen in politisches Handeln 
umsetzen, die ihren bereits zuvor bestehenden           
Handlungsabsichten entsprechen. Insofern dienen die 
wissenschaftlichen Erkenntnisse eher der Legitimation 
politischen Handelns als der Umsetzung innovativer 
und kreativer Handlungen. Zu fragen ist, welche 
Chancen und Möglichkeiten sich den Forschenden 
bieten, die politisch Handelnden von ihren 
Empfehlungen zu überzeugen. Eine Zeitschrift, die 
mit einem Bildungsministerium verbunden ist, hat 
vermutlich eine größere Chance, die Ergebnisse der in 
bzw. von ihr betriebenen Forschung 
einschließlich der darin enthaltenen 
Handlungspotentiale dem Bildungsministerium nahe 
zu bringen. Wichtig ist dabei allerdings, in welcher 
Weise Zeitschrift und Ministerium miteinander 
verbunden sind und ob und wie das Ministerium über 
die (Mit) Finanzierung der Zeitschrift Einfluss auf die 
Auswahl der Themen und der wissenschaftlichen 
Autoren und Autorinnen nimmt oder diese 
Entscheidungen allein den für die Zeitschrift 
(mit)verantwortlichen Wissenschaftler*innen überlässt.

Was bedeutet nun die vielfältige international 
Perspektivität in einem Dossier für die Interpretation 
des Rechts auf Bildung und dessen Umsetzung? 
Vermutlich werden unterschiedliche rechtliche 
Ausgestaltungen des Rechts auf Bildung und 
unterschiedliche gesellschaftliche Erfahrungen mit den 
Wirkungen der Rechtspraxis auf die Wahrnehmung des 
Rechts auf Bildung durch die Gesellschaftsmitglieder 
und durch Bildungsorganisationen aufeinander prallen 
oder nebeneinander stehen, was im besten Fall zu 
intensiven Diskussionen zwischen den vielen 

Bildungswesen, Steuerungsprobleme des 
Bildungswesens und im Bildungssystem, 
Bildungsplanung und Bildungspolitik.

1997 wirkte ich als Mitglied einer Kommission               
mit an der „Evaluation der öffentlich geförderten Wei-
terbildung in NRW“, und ebenfalls im Jahr 1997 und 
nochmals in 2004 war ich Mitglied des 
Evaluationsteams des Wissenschaftsrats zwecks 
„Evaluation des Deutschen Instituts für internationale 
pädagogische Forschung“ (DIPF). 

Von Oktober 2001 bis Juli 2004 leitete ich als 
Vorsitzender die „Expertenkommission Finanzierung 
Lebenslangen Lernens“ der Bundesregierung und des 
Bundestags. Ich war von 2007 bis 2013 Mitglied des 
wissenschaftlichen Beirats des HIS Instituts für 
Hochschulforschung sowie des HIS Kuratoriums 

(Hochschul-Informations-System), von 2004 bis 2008 
Mitglied des Vorstands der Akkreditierungs- und 
Evaluationsagentur AQAS (Agentur für 
Qualitätssicherung durch Akkreditierung von 
Studiengängen), von 2006 bis 2008 dessen 
Vorsitzender. Ferner evaluierte ich von 2009 bis 2014 
europäische Hochschulen im Auftrag der „European 
University Association“ im Rahmen des „Institutional 
Evaluation Programme“ (IEP). Von 2010 bis 2012 war 
ich Vorsitzender der Wissenschaftlichen Einrichtung 
der Laborschulforschung und in den Jahren 2011– 2012                      
Mitglied in der Hochschulstrukturkommission des 
Landes Brandenburg. Von 2009 bis 2017 wirkte ich als 
Mitglied des wissenschaftlichen Beirats beim 
Bundesinstitut für Berufsbildung, die letzten vier Jahre 
von 2013 bis 2017 war ich dessen Vorsitzender. Ich war 
von 2005 bis 2024 Mitglied des wissenschaftlichen 
Beirats des Deutschen Volkshochschulverbandes (DVV), 
von 2011 bis 2019 Mitglied und zeitweise 
Vorsitzender des Qualitätsbeirats für die 
Fachhochschulen Kaiserslautern, Bingen und Worms, 
Mitglied des Beirats des Studienförderprojektes 
Studienkompass, Vorsitzender des Kuratoriums der 
Stiftung des Studienfonds Ostwestfalen-Lippe und von 
Januar 2016 bis August 2023 Vorsitzender des 
Universitätsrates der Universität Bamberg. Ich bin noch 
Mitglied des Kuratoriums der Fachhochschule des 
Mittelstandes (FHM) in Bielefeld (seit 2016), werde aber 
die Mitgliedschaft nach ihrem Auslauf nicht erneuern. 
Hinzu kommen mehrere Beratungsaktivitäten für das 
Bildungsforschungszentrum der OECD in Paris (CERI)und 
für die UNESCO in den achtziger und neunziger 
Jahren und bei der Gesellschaft für Technische 
Zusammenarbeit (GTZ) von 1990 bis 2000. 

Dabei ging es zum einen um die Evaluation 
von  einzelnen Hochschulen in den Ländern Türkei,               
Tschechien, Litauen, Rumänien, Ägypten, Oman, Italien, 
Uganda, Mongolei, Indien, Sri Lanka und 
Brasilien. Hinzu kamen einerseits Akkreditierungen von             
Masterstudiengängen und andererseits Workshops zu 
Fragen der Berufsbildung mit dem Fokus auf die duale 
Berufsausbildung, deren Kosten und Erträge, deren 
zukünftigen Herausforderungen sowie deren 
Bedeutung für die Personalentwicklung in 
Unternehmen und für die wirtschaftliche Entwicklung 
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Autor*innen und mit dem Bildungsministerium sowie 
darüber hinaus mit den verschiedenen gesellschaftli-
chen Gruppen wie Gewerkschaften, 
Lehrer*innenverbände und Arbeitgebervereinigungen, 
aber mit hoher Wahrscheinlichkeit auch zu Initiativen 
führt, die angesichts der faktischen Ungleichheit der 
Bildungschancen Forderungen nach Abbau der             
Chancenungleichheit erheben. Die offene und 
interessante Frage wird sein, welche Schlüsse die 
Bildungspolitiker Brasiliens aus den vielen möglichen 
(nationalen wie vor allem internationalen) Beiträgen 
und den darin enthaltenen Analysen und 
Schlussfolgerungen ziehen.

Eine zentrale grundsätzliche Frage, die in jedem 
Land (auch in Brasilien, auch in Deutschland) 
beantwortet werden muss und die von höchster 
Relevanz für die Ausgestaltung und Organisation des 
Bildungssystems ist, lautet: Was bedeutet „das Recht auf 
Bildung“ und wie kann oder soll es in einer Gesellschaft/ 
in und von einem Staat / von einer Regierung 
umgesetzt werden? Bedeutet es, allen Kindern und 
Heranwachsenden über die Schulen, Hochschulen und 
vergleichbaren Bildungseinrichtungen die gleiche 
Bildung zukommen zu lassen, z. B. das Abitur? Wenn 
man unterstellt, dass sich die Lernbegabung, 
Lernfähigkeit, Lernbereitschaft und Lernwilligkeit 
zwischen den Lernenden unterscheiden, dann kann das 
bedeuten, dass es eine bestimmte Anzahl von 
Kindern und Heranwachsenden gibt, die das Abitur nach 
6 Jahren, andere nach 7, 8 …. oder 15 Jahren schaffen, 
und andere, die es gar nicht schaffen. Nehmen wir mal 
an, 85% eines Jahrgangs schaffen nach spätestens 15 
Jahren das Abitur, 15% schaffen es nicht. Alle verlassen 
das Schulsystem und die Frage ist: Was nun? Können/ 
sollen alle, die das Abitur erworben haben, anschließend 
studieren? Dann müsste ein entsprechend großes 
Hochschulsystem zur Verfügung stehen und 
finanziert werden, um die 85% aufzunehmen und                   
studieren zu lassen. Am Ende stünden sie nach einem 
unterschiedlich langen Studium mit oder ohne 
erfolgreichen Abschluss vor den Türen des Arbeitsmark-
tes, um in das Beschäftigungssystem einzutreten und zu 
arbeiten, produktiv zu sein und Geld zu verdienen. 
Ihnen gegenüber steht das Wirtschaftssystem, stehen 
die Unternehmen und die öffentliche Verwaltung, die 
sehr unterschiedliche Qualifikationsbedarfe haben, und 
zwar hinsichtlich der Qualifikationsarten und des 
Qualifikationsniveaus. Was aber sagt nun das Abitur (die 
Noten, die Anzahl der Schuljahre bis zum Abitur) über 
die Kompetenzen der Abiturient*innen und der 
Absolvent*innen ohne Abitur aus, Kompetenzen, die 
erforderlich sind, um die sehr unterschiedlichen 
Qualifikationsanforderungen zu erfüllen? 
Vermutlich nur sehr wenig. Insofern würde die 
Abstimmung zwischen Arbeitskräfteangebot und 
nachfrage bzw. konkret zwischen den Kompetenzen 
der Arbeitssuchenden und der Arbeitgebenden ein sehr 
komplexer Prozess mit vielen Fehlallokationen und 
Austauschen von Arbeitskräften in und zwischen den 
Unternehmen und Verwaltungen sein. Ökonomisch ges-
prochen wären dies sehr ineffiziente und 

kostenträchtige Prozesse, unter denen beide Parteien 
(Arbeitnehmer*innen und Arbeitgeber*innen) leiden 
würden.

Die obige Interpretation des Rechts auf 
Bildungscheint insofern problematisch zu sein, als sie 
mit dem gesellschaftlich, politisch und ökonomisch 
sinnvollen Ziel einer effizienten strukturellen 
Abstimmung von angebotenen Kompetenzen und 
nachgefragten Qualifikationen konfligiert. Daher 
sollte das Recht auf Bildung in anderer Weise 
interpretiert werden, und zwar als „Recht auf 
Bildungschancen für alle auf der Basis eigener 
Lernleistungen“. Das bedeutet, dass jedes Individuum 
die Chance haben sollte, jeden in seiner Gesellschaft 
angebotenen Bildungsgang zu realisieren, allerdings in 
Abhängigkeit seiner jeweils erbrachten 
Bildungsleistungen, nicht in Abhängigkeit seiner 
sozialen Herkunft, sondern seiner Lernbegabung, seiner 
Lernfähigkeit, seiner Lernwilligkeit und seiner 
Lernintensität. Das bedeutet ferner, dass jedes Indi-
viduum die Chance, aber nicht die Garantie hat, über 
seine Bildungskarriere den Beruf bzw. die Tätigkeit 
innerhalb des bestehenden Berufs- und Arbeitssystems 
zu erreichen, den bzw. die er/ sie anstrebt. Ein Dossier, 
das unterschiedliche Erfahrungen und internationale 
Lösungsperspektiven für dieses Abstimmungsproblem 
von Bildungs und Beschäftigungssystem unter 
Wahrung des Rechts auf gleiche Bildungschancen für 
alle präsentiert, sollte die Bereitschaft des 
Bildungsministeriums wecken und stärken, das eigene 
Bildungssystem kritisch in den Blick zu nehmen und 
ggfs. einer Revision zu unterziehen, um dem Recht auf 
Bildung in Form des „Rechts auf Bildungschancen für 
alle auf der Basis eigener Lernleistungen“ Geltung zu 
verschaffen.

3.    RCC: Was sind die wichtigsten Fortschritte und 
He-rausforderungen der Bildung als Recht in 
Deuts-chland, im Bundesland 
Nordrhein-Westfalen und in der Stadt Bielefeld?

Dieter Timmermann: Nach dem Zweiten Weltkrieg 
waren die Wirtschaft und die Schulen in Deutschland, in 
Nordrhein-Westfalen und auch in Bielefeld zerstört und 
wir mussten alles neu aufbauen, und es musste schnell 
gehen. Hinzu kam die Teilung Deutschlands in die 
Bundesrepublik Deutschland (Westdeutschland) und 
die Deutsche Demokratische Republik (DDR) im Jahr 
1949, die bis zum Jahr 1990 dauerte. Ich kann für die 
Zeit der Teilung zwischen 1949 und 1990 nur über 
Westdeutschland berichten.

Im 2. Weltkrieg (1939 bis 1945) waren die meisten 
Schul und Hochschulgebäude zerstört und 
mussten wieder aufgebaut werden. Zugleich gab es 
einen drastischen Mangel an Lehrern und Lehrerinnen, 
da viele vor allem gegen Ende des Krieges als 
Soldaten kämpfen mussten und als Soldaten, aber auch 
als Lehrer und Lehrerinnen ihren Tod fanden. Während 
in den ersten Jahren nach dem Krieg ein großer Mangel 
an Lehrenden und an Schulgebäuden herrschte, waren 
aber die zu beschulenden Kinder präsent. Insofern war 
die Wiederaufnahme des Lernens in den ersten Jahren 
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ein chaotischer Prozess, in welchem es weniger um die 
Qualität des Lehrens und Lernens ging, sondern 
darum, dass die Kinder überhaupt Lernchancen hatten. 
Eine wichtige Frage war, welche Form und Struktur 
das aufzubauende Schulsystem haben sollte. Die für 
Westdeutschland zuständigen Alliierten (USA, England, 
Frankreich) hatten keinen Erfolg bei der Übertragung 
ihrer Schulsysteme auf die Bundesrepublik, sondern 
die noch existierende deutsche Schullobby aus Lehrer* 
innen, Schulpolitiker*innen und Eltern setzte ihre 
Vorstellungen durch, und die bestanden in der 
Wieder errichtung des sog. dreigliedrigen Schulsystems 
in allen 11 Bundesländern. Dieses System bestand in 
einer vierjährigen Grundschule für alle, auf der sich das 
dreigliedrige System von Volks- (1964 durch die Form 
der Hauptschule ersetzt), Realschule und Gymnasium 
erhob. Diese Dreigliedrigkeit zeichnete sich durch 
unterschiedliche Abschlüsse von unterschiedlicher Wer-
tigkeit im Hinblick auf ihre Arbeitsmarkt und 
Berufszugänge aus.

Dieses Bildungssystem lieferte etwa 12 Jahre 
langdie Arbeitskräfte, die für das Wachstum der 
Wirtschaft erforderlich waren. Fragen der sozialen 
Ungleichheitund der (un)gleichen Bildungschancen 
waren in jener Phase noch kein Thema. Das änderte 
sich aber Mitte der 1960er Jahre, interessanterweise
agestoßen durch die wirtschaftliche Entwicklung 
Westdeutschlands. Denn Ende der 1950er und Anfang 
der 1960er Jahre schwächelte die westdeutsche 
Wirtschaft, das Wirtschaftswachstum ging zurück, es 
fehlte an verfügbaren und gut qualifizierten 
Arbeitskräften, die Produktionsanlagen waren veraltet 
und ausländische Konkurrenz wuchs und wurde stärker. 
Die wesentlichste Ursache für diese Entwicklung wurde 
in dem nun als veraltet bezeichneten Bildungssystem 
und in der mangelnden Entfaltung von Forschung und 
Wissenschaft gesehen. Die Rede war vom 
Bildungsnotstand, von der Bildungskatastrophe und von 
der notwendigen Bildungsreform, die in der Öffnung 
der Gymnasien und der Hochschulen sowie der 
Einrichtung und Öffnung des sog. 2. Bildungsweges (das 
Nachholen von Bildungsabschlüssen für jedes 
Abschlussniveau, insbesondere des Abiturs) gesehen 
und gefordert wurde. Die nachgewiesene statistische 
Korrelation zwischen Bildungsaufwendungen und 
Wirtschaftswachstum untermauerte diese Reformsicht, 
zumal nun auch die Stimmen laut wurden, die nach 
mehr Bildungschancen und Bildungsgerechtigkeit für 
Kinder und Jugendliche aus bislang 
bildungsbenachteiligten Familien bzw. Sozialschichten 
riefen. Diesen Stimmen wurde einerseits durch die 
Öffnung der weiterführenden Schulformen 
(Realschulen und Gymnasien) Rechnung getragen, 
wodurch der gestiegene und steigende Bedarf an 
beruflich ausgebildeten Jugendlichen, vor allem 
aber der Bedarf an Absolvent*innen mit Abitur und 
Hochschulabschluss befriedigt werden konnte, 
andererseits durch die Neugründung von 
Fachhochschulen und Universitäten, die zunehmend 
auch von Studierenden besucht wurden, die nicht aus 
einem akademisch geprägten Elternhaus kamen. Die 

Abiturient*innenquote stieg von ca. 8% in meinem 
Jahrgang im Jahr 1961 auf ca. 38% im Jahr 2024. 
Insofern kann gesagt werden, dass – wenn man die 
Abiturient*innenquote als Maßstab für das eingelöste 
Recht auf Bildung betrachtet – über einen längeren 
Zeitraum von ca. 60 Jahren die Bildungspolitik in 
Deutschland dem Recht auf Bildung in erheblichem 
Maße gedient hat. Dazu hat z. B. in 
Nordrhein-Westfalen die Politik dadurch beigetragen, 
dass sie nicht nur mehr Gymnasien geschaffen und 
geöffnet, sondern auch durch Gründung und 
Einrichtung weiterer Schulformen wie die 
Gesamtschule, die Sekundarschule, die 
Gemeinschaftsschule und die Primusschule (die 
letzteren beiden sind (noch) sog. Schulversuche) und 
durch die Stärkung der Berufskollegs (früher 
Berufsschulen) zusätzliche Bildungsgänge eingerichtet 
hat, die zu höheren Bildungsabschlüssen und bis zum 
Abitur führen können.

4.	 RCC: Könnten Sie auf die vermeintliche Spannung 
zwischen Bildung als Recht – in ihren Dimensionen 
als Menschenrecht und Staatsangehörigkeit – und 
der sogenannten Rentabilität eingehen, die 
Bildung im Allgemeinen im Einklang mit 
Humankapitaltheorien garantieren kann?

Dieter Timmermann: M. E. ist das Spannungsfeld 
zwischen dem Recht auf Bildung und der Rentabilitävon 
Bildung ein scheinbares Spannungsfeld. Ich würde das 
Verhältnis weiter fassen als Verhältnis zwischen dem 
Recht auf Bildung und den ökonomischen 
Bedingungen und Folgen von Bildung. Eines scheint mir 
klar zu sein: Bildung kann auf ganz unterschiedlichen 
Weisen bzw. Wegen erworben werden bzw. entstehen 
bzw. ausgelöst werden: z. B. durch Unterweisung/ 
Belehrung von Kindern und Jugendlichen durch ihre 
Eltern oder Großeltern oder Freunde, durch Lesen, 
Fernsehsendungen schauen, Museen/ Ausstellungen 
besuchen usw.. Abgesehen von Museums oder 
Ausstellungsbesuchen, wo Eintritt zu zahlen ist, lassen 
die anderen genannten Formen des Bildungserwerbs 
Bildungsprozesse zu, ohne dass dafür ein finanzieller 
Aufwand entsteht. Allerdings ist immer ein Aufwand an 
Zeit erforderlich, so dass man sagen kann, eine 
Ressource, die durch Bildung immer in Anspruch 
genommen wird, ist die Zeit. Wobei noch 
unterschieden werden muss zwischen der Zeit, die für 
den Initiationsprozess von Bildung aufgewendet wird 
(z. B. die Zeit des Lesens, die messbar ist), und der Zeit, 
in der im Anschluss an die Initiation z. B. das Gelesene 
verarbeitet und reflektiert wird. Insofern gilt die 
ökonomische Aussage „Bildung kostet Zeit“. Findet 
Bildung in Organisationen wie Schulen, Hochschulen, 
Volkshochschulen oder auch in Betrieben statt, 
dann kommt zum Zeitaufwand in der Regel der 
finanzielle Aufwand hinzu (z. B. Schulgebäude 
erzeugen Kosten, Lehrergehälter erzeugen Kosten, 
Ausbilder in Betrieben erzeugen Kosten), die 
Bildungskosten. Natürlich stellt sich dann die Frage
„Hat Bildung auch einen Nutzen oder einen finanziellen 
Ertrag?“. Eine erste Antwort ist: Bildung hat Wirkungen: 
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man wird klüger, man weiß mehr, man beeindruckt 
andere Menschen mit seiner Bildung. Eine zweite 
Antwort ist: Bildung korreliert mit wirtschaftlichen 
Wirkungen. Bestimmte berufliche Positionen bekommt 
man nur, wenn man eine bestimmte (Aus)Bildung 
genossen hat, sei es eine Berufsausbildung oder eine 
akademische (Aus)Bildung. Und an die berufliche 
Position ist in aller Regel eine bestimmte Einkom-
menshöhe gebunden. Das bedeutet: Bildung korreliert 
auf individueller Ebene mit dem Einkommen, und wenn 
man sich weiterbildet, korreliert die 
Einkommensentwicklung ebenfalls mit seiner/ ihrer 
(Weiter)Bildung. Und die ganze bildungsökonomische 
Forschung kommt immer wieder zu der 
Schlussfolgerung: das Wirtschaftswachstum eines 
Landes korreliert statistisch signifikant mit dem 
Bildungsniveau und dem Bildungssaufwand des Landes. 
Ob aber Bildung Wirtschaftswachstum verursacht, ist 
eine offene Frage und wird eher zurückgewiesen, weil 
die Korrelation nichts darüber aussagt, in welcher Weise 
Bildung in den verschiedenen Phasen seiner Initiierung 
und Formung sich in den Lernenden etabliert und sich z. 
B. im Arbeitsverhalten und der individuellen 
Produktivität ausdrückt. Wenn überhaupt, liegt hier das 
Spannungsfeld zwischen Bildung und ökonomischer 
Produktivität. 

5.	 RCC: Welcher Zusammenhang besteht zwischen 
dem Thema und Ihrem Forschungsgebiet?

Dieter Timmermann: Wie vielleicht aus meinen 
Antworten auf die bisherigen vier Fragen deutlich 
geworden ist, ist seit meinem beruflichen Antritt an der 
Universität Bielefeld im Jahr 1974 die 
bildungsökonomische Forschung und Lehre mein 
Arbeitsgebiet gewesen und bis heute geblieben, wobei 
ich die Intensität meiner Beschäftigung mit diesen 
Fragen durch meine Ämter in der Universitätsleitung 
und beim Studierendenwerk und anderen Kontexten 
(z. B. Universitätsrat der Universität Bamberg) nicht 
unerheblich reduzieren musste. Wichtig ist für mich, 
dass die Bildungsökonomie aufzeigen kann, wie rele-
vant Bildung nicht nur für die Wirtschaft eines Landes, 
sondern vor allem auch für die Menschen dieses Landes 
und ihr gesellschaftliches Zusammenleben ist. Umso 
mehr ärgert mich, wenn man täglich lesen und hören 
kann, insbesondere auch von den Politiker*innen, wie 
wichtig Bildung für unsere Gesellschaft sei, aber 
zugleich viel zu wenig getan wird, um die Qualität der 
Bildungseinrichtungen wie Kitas, Schulen, Hochschulen, 
Museen und andere durch Investitionen zu erhalten 
und insbesondere zu fördern.

6.	 RCC: Könnten Sie den Inhalt des Interviews mit 
Professor Erasto Fortes Mendonça kommentieren 
und, wenn möglich, Aspekte aufzeigen, die für 
Deutschland, das Bundesland Nordrhein-Westfa-
-len und die Stadt Bielefeld auf der Schul -und 
Ho-chschulsysteme relevant sind?

Dieter Timmermann: 

6.1 Kommentierung des Interviews
Das Interview mit Professor Mendonca macht 

deutlich, wie sehr ihm eine qualitativ hochwertige 
(Schul) Bildung für alle Kinder und Jugendlichen am 
Herzen liegt, eine Bildung, die dem Ziel gleicher 
Bildungschancen dient und allen Kindern und Jugen-
dlichen die Einlösung des Rechts auf Bildung gewährt. 
Weil diese Einlösung des Rechts auf Bildung eine 
Gesellschaft erfordert, die sich zum Ziel und der 
Verwirklichung der Demokratie als ihr grundlegendes 
gesellschaftspolitisches System bekennt, betont 
Professor Mendonça einerseits die Notwendigkeit, 
das Schulsystem und die einzelnen Schulen durch ein 
demokratisches Management zu gestalten und damit 
andererseits eine demokratische Gesellschaft zu 
fundieren und zu stützen. Sein bildungsmäßiger 
Werdegang und seine berufliche Karriere 
(das Schnuppern in die Geisteswissenschaften und 
Rechtwissenschaften, das Studium von Lehramt und 
Psychologie, zwei Dissertationen (zur katholischen 
Pädagogik und zur Demokratie im brasilianischen 
Bildungswesen), Forschungsarbeiten zur
Menschenrechtsbildung, berufliche Tätigkeiten als 
Lehrer und Professor mit Schwerpunkten im Bereich 
Bildung, später als Berater, politischer Mitgestalter und 
Koordinator von Bildungspolitik) waren immer von 
seinem Bekenntnis zur Menschenrechtsbildung, zum 
Recht auf Bildung und zur Demokratisierung von 
öffentlichen Schulen und der brasilianischen 
Gesellschaft getragen und motiviert.

Daher plädiert Professor Mendonca in seinem 
Interview überzeugend und intensiv für ein Dossier zum 
Thema „Bildung als Recht“, das über unterschiedliche 
internationale Sichtweisen und Erfahrungen auf dieses 
bzw. mit diesem Thema berichtet und sie analysiert. 
Denn unterschiedliche Erfahrungen, Einstellungen und 
Wertungen zum Recht auf Bildung können die Vielfalt 
des diesbezüglichen Wissens fördern und zugleich die 
eigene Bewertung und Bildungspolitik im Land stützen 
und festigen. Dies vor dem Hintergrund, dass Professor 
Mendonça zufolge „Bildung als Recht in Brasilien das 
Ergebnis eines späten Prozesses (ist)“. Diesen 
Werdungsprozess von „Bildung als Recht“ in Brasilien 
vom Jahr 1500 bis zur Gegenwart im Jahr 2013 stellt er 
in seiner Antwort auf Frage 3 in den vielen 
zurückgelegten politischen und gesetzlichen Schritten 
sehr transparent dar. Von der einfachen Erklärung des 
Rechts auf Bildung in der Reichsverfassung von 1824 
bis zur Anpassung der Verfassung in 2013 vergingen 
immerhin 189 Jahre.

Wenn man über die gesellschaftliche Bedeutung 
des Bildungssystems und des Rechts auf Bildung und 
implizit über die gesellschaftlichen Wirkungen und 
Folgen von Bildung spricht, dann werden in aller Regel 
früher oder später auch die wirtschaftlichen 
Wirkungen von Bildung diskutiert. Pädagog*innen 
bzw. etwas allgemeiner Nichtökonom*innen tun sich i. 
d. R. schwer mit dem Blick der Bildungsökonomen auf 
die Bildung. Im Zentrum dieses kritischen Blicks steht 
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die Humankapitaltheorie. Auch Professor Mendonca 
offenbart diesen kritischen Blick auf die Humankapital-
theorie, indem er von einer Spannung zwischen dem 
Verständnis von Bildung als Menschenrecht und dem 
Bildungsverständnis der Humankapitaltheorie spricht. 
Das universelle, unveräußerliche und unteilbare Re-
cht auf Bildung steht einem Verständnis von Bildung 
als individuelle und gesellschaftliche Investition ge-
genüber, die dem Individuum wie der Wirtschaft und 
der Gesellschaft insgesamt Vorteile bringt, allerdings 
mit der Implikation, dass „dies den Bildungsprozess auf 
seine rein instrumentelle Funktion im Wirtschaftssystem 
reduzieren und seine Komplexität außer Acht lassen 
würde“. Professor Mendonça denkt in seinem Interview 
die Folgen des Vorherrschens der Profitlogik im Bildun-
gssystem zu Ende und sieht zurecht die Gefahr, dass die 
Logik des Humankapitals, wenn allein ihr gefolgt wird, 
den humanistischen, emanzipatorischen und demokra-
tischen Charakter der Bildung außer Kraft setzt. Das 
würde ja bedeuten, dass die Individuen, die in solch 
einem ökonomisierten Bildungssystem aufwachsen und 
lernen, nicht darauf vorbereitet würden, sich auch in 
den anderen gesellschaftlichen Sphären wie z. B. Kunst 
und Politik kompetent zu bewegen und über Bildun-
gsgerechtigkeit, Chancengleichheit, Menschenwürde 
u.a.m. kompetent zu argumentieren. Insofern ist ihm 
zuzustimmen, wenn Professor Mendonça schlussfol-
gert, dass zwar die Qualifikationserfordernisse des 
Arbeitsmarktes bzw. des Beschäftigungssystems nicht 
ausgeklammert werden können, das Bildungssystem 
sich aber der Marktlogik nicht unterwerfen darf, son-
dern sich ebenso und so stark und intensiv wie möglich 
dem Recht auf Bildung und damit der Förderung von 
sozialer Gerechtigkeit, Chancengleichheit, Gleichbere-
chtigung, Partizipation und Menschenwürde widmen 
muss bzw. soll. Professor Mendonca hat m. E. die Frage 
5 nach dem Zusammenhang zwischen dem Thema „Bil-
dung als Re-cht“ und seinem Forschungsgebiet bereits 
ausführlichin der Antwort auf Frage 1 beantwortet, in 
welcher er seinen beruflichen und wissenschaftlichen 
Werdegang vor dem Hintergrund seines Bildungsweges 
darstellt. Seine Antwort zu Frage 5 betont noch einmal 
und quasi zusammenfassend die wichtigen Säulen, die 
in einer Gesellschaft das Recht auf Bildung fundieren: 
ein de-mokratisiertes bzw. demokratisches, auf jeden 
Fall kein militarisiertes Bildungswesen, ein qualitativ 
hochwertiges schulisches Bildungsangebot, eine de-
mokratische Regierungsführung (d. h. eine demokra-
tisierte Gesellschaft) und eine dem Recht auf Bildung 
dienende Menschenrechtsbildungspolitik. Diese Säulen 
fallen nicht vom Himmel und sie kommen nicht aus dem 
Nichts, sondern sie müssen errichtet und immer wieder 
erneuert und gepflegt werden.

6.2	Aspekte, die für die Bildung in Deutschland, im 
Nordrhein-Westfalen und in Bielefeld als wichtig 
erach-tet werden könnten oder müssen?
Diese Frage kann ich kurz beantworten: Die Bildun-

gschancen in Deutschland sind immer noch sehr unglei-
ch verteilt. So kamen 2019 67% der Abiturient*innen 
aus einem Elternhaus, in dem entweder beide Elter-
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nteile oder ein Elternteil die Fachhochschul oder die 
Hochschulreife hatten, und nur 6% kamen aus einem 
Elternhaus, in dem der Haupt oder 
Volksschulabschluss der höchste Schulabschluss war. 
M. a. W.: die soziale Herkunft spielt in Deutschland nach 
wie vor eine entscheidende Rolle bei der Verteilung der 
Bildungschancen. Umstritten ist dabei in Deutschland, 
a) ob die Verantwortung für die Schulpolitik von der 
Bundesländerebene auf die Bundesebene verlagert 
werden sollte (dazu müsste das Grundgesetz, d. h. die 
Verfassung geändert werden), und b) ob nicht auch die 
Struktur des Schulsystems bzw. der Schulsysteme (der 
Bundesländer) (die sog. Mehrgliedrigkeit) die
Chancenungleichheit miterzeugt und daher das 
mehrgliedrige Schulsystem durch ein 
Gesamtschulsystem (wie in den skandinavischen 
Ländern) ersetzt werden sollte. Diese Lösung wurde in 
den 1960er Jahren breit diskutiert, die Gesamtschulen 
wurden damals in den meisten Ländern eingeführt, 
aber nicht als alleinige Schulform sondern als eine unter 
mehreren. Sie spielt gegenüber anderen Schulformen, 
insbesondere gegenüber dem Gymnasium nur eine 
untergeordnete Rolle. Das bedeutet insgesamt: Deuts-
chland, Nordrhein-Westfalen und auch Bielefeld kön-
nen das Recht auf Bildung insofern nur begrenzt 
erfüllen, als die Bildungschancen und die 
Bildungsverläufe der Kinder und Jugendlichen immer 
noch sehr stark durch ihre soziale Herkunft bestimmt 
werden.


